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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 

 

 

Az: 2 RU 59/87 

 

 

Berufsgenossenschaft der keramischen und Glas-Industrie, 
Würzburg 1 Röntgenring 2, 
 

Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozeßbevollmächtigter:   .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
 
Gemeinde-Unfallversicherungsverband Hannover, 
Hannover 81, Am Mittelfelde 169, 
 

Beklagter und Revisionsbeklagter, 
 
beigeladen: 
 
.......................................................... 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung am  
1. März 1989 durch den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  K r a s n e y ,   die Richter 
v o n  W u l f f e n   und   Dr.  B u r c h a r d t   sowie den ehrenamtlichen Richter    
B i s w a n g e r   und die ehrenamtliche Richterin   W i l k e n s 
für Recht erkannt: 
 
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 
8. Juli 1987 wird zurückgewiesen. 
 
Die Klägerin hat der Beigeladenen auch die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten;  
im übrigen sind keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin begehrt die Feststellung, daß der Beklagte zuständiger Versiche-

rungsträger für die Entschädigung eines Arbeitsunfalls der Beigeladenen ist. 

 

Die im Jahre 1958 geborene Beigeladene war Schülerin der 11. Jahrgangsstufe 

der Fachoberschule N.       mit der Fachrichtung Maschinenbau. Sie absolvierte 

vom 1. August 1977 bis 31. Januar 1978 ein Betriebspraktikum bei der Firma 

N.          G.   - H.   , H.       & Co, N.      . Grundlage war ein zwischen ihr und der 

Firma am 25. Juli 1977 geschlossener Unterweisungsvertrag. Am 1. November 

1977 verunglückte die Beigeladene bei einem Verkehrsunfall auf dem Weg zur 

Ausbildungswerkstatt und wurde erheblich verletzt (ua offene komplette Unter-

schenkelfraktur). 

 

Wegen der durch die Unfallfolgen bedingten Minderung der Erwerbsfähigkeit 

(MdE) gewährt die für den ausbildenden Betrieb fachlich zuständige Klägerin 

der Beigeladenen Entschädigung, und zwar Dauerrente von zuletzt 20 vH (Be-

scheid vom 21. September 1979). Da sie nicht sich, sondern den Beklagten für 

den zuständigen Unfallversicherungsträger hielt, und der Beklagte dies ver-

neinte, hat die Klägerin Klage auf Feststellung der Entschädigungspflicht des 

Beklagten erhoben. 

 

Das Sozialgericht (SG) Würzburg hat der Klage stattgegeben (Urteil vom 

7. Februar 1984). Es hat ausgeführt, die Beigeladene sei im Zeitpunkt des Un-

falls nicht aufgrund eines Arbeits- oder Lehrverhältnisses bei der Firma N.         

G.   (§ 539 Abs 1 Nr 1 der Reichsversicherungsordnung -RVO-), sondern als 

Schülerin einer allgemeinbildenden Schule iS des § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst b 

RVO versichert gewesen. Für alle im Rahmen der Schulausbildung verrichteten 

Tätigkeiten bestehe Unfallversicherungsschutz durch den für den schulischen 

Bereich zuständigen Unfallversicherungsverband. Von diesem schulischen Auf-

gabenbereich werde auch das von der Ausbildungsordnung vorgeschriebene 

Betriebspraktikum erfaßt. Darüber hinaus sei der Beklagte selbst dann zustän-

diger Versicherungsträger, wenn der Besuch der Fachoberschule N.       als be-

rufliche Ausbildung in berufsbildenden Schulen iS des § 539 Abs 1 Nr 14 

Buchst c RVO anzusehen sei. Ein vorrangiger betrieblicher Versicherungs-

schutz nach § 539 Abs 1 Nr 1 RVO liege nicht vor. Es fehle bereits an der not-

wendigen Eingliederung der Beigeladenen in den Betrieb der Firma N.         

G.  .  
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Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Berufung des Beklagten das ange-

fochtene Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 

8. Juli 1987). Zur Begründung hat es ausgeführt: Die Klägerin sei der für die 

Entschädigung des Arbeitsunfalls (§ 550 RVO) der Beigeladenen zuständige 

Versicherungsträger (§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO iVm § 646 Abs 1 RVO). Die Bei-

geladene habe während ihrer Praktikantentätigkeit bei der Firma N.         G.   in 

einem Beschäftigungsverhältnis iS des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO gestanden. Sie 

sei - entsprechend dem zwischen ihr und der Firma geschlossenen Unter-

weisungsvertrag vom 25. Juli 1977 - in die betriebliche Ordnung eingegliedert 

und dem Direktionsrecht des Ausbildungsbetriebes unterworfen gewesen. Die 

Zuständigkeit des Beklagten hingegen sei nicht gegeben (§ 657 Abs 1 Nr 5 

RVO). Die Beigeladene sei nämlich nicht Schülerin einer allgemeinbildenden 

Schule iS des § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst b RVO gewesen; auch ein Versiche-

rungsschutz der Beigeladenen nach § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst c RVO sei 

wegen der Subsidiarität dieser Vorschrift zu § 539 Abs 1 Nr 1 RVO ausge-

schlossen. 

 

Mit der - vom LSG zugelassenen - Revision rügt die Klägerin eine fehlerhafte 

Anwendung materiellen Rechts (§ 539 Abs 1 Nr 14 Buchst c RVO iVm § 539 

Abs 1 Nr 1 RVO und § 657 Abs 1 Nr 5 RVO). Wenn auch die Frage nicht zwei-

felsfrei sei, werde dem LSG zwar darin zuzustimmen sein, daß es sich bei der 

Fachoberschule N.       nicht um eine allgemeinbildende Schule iS des § 539 

Abs 1 Nr 14 Buchst b RVO handele. Die Beigeladene sei während des Prakti-

kums jedoch nach § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst c RVO unfallversichert gewesen. 

Die Zuständigkeit des Beklagten über diese Vorschrift scheitere auch nicht an 

ihrer Subsidiarität. Denn entgegen der Ansicht des LSG sei die Beigeladene 

während ihrer Praktikantenzeit nicht eine in einem Lehr- oder Ausbildungsver-

hältnis stehende Beschäftigte iS des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO gewesen.  

 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 8. Juli 1987 

aufzuheben und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des 

Sozialgerichts Würzburg vom 7. Februar 1984 zurückzuweisen. 

 

Der Beklagte beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend. 
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung 

durch Urteil (§ 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-) einverstanden er-

klärt. 

 

 

II 

 

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet. 

 

Wie das LSG zutreffend entschieden hat, ist die Klägerin der für die Entschädi-

gung der Beigeladenen zuständige Versicherungsträger. Nach § 646 Abs 1 

RVO sind die Berufsgenossenschaften Träger der allgemeinen Unfallversiche-

rung vorbehaltlich der §§ 653 bis 657 RVO. Eine solche Ausnahme, insbeson-

dere gemäß § 657 Abs 1 Nr 5 RVO greift hier nicht ein, denn die Beigeladene 

hat während ihrer Praktikantentätigkeit bei der Firma N.         G.   nach § 539 

Abs 1 Nr 1 RVO unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gestan-

den. Danach sind die auf Grund eines Arbeits-, Dienst- oder Lehrverhältnisses 

Beschäftigten - auch auf den damit zusammenhängenden Wegen (§ 550 

RVO) - gegen Arbeitsunfall versichert. Diese Voraussetzungen treffen nach Art 

und Umfang auf das Betriebspraktikum der Beigeladenen vom 1. August 1977 

bis 31. Januar 1978 zu, wie sich insbesondere aus dem zwischen ihr und der 

Firma N.         G.   geschlossenen Vertrag vom 25. Juli 1977 und den tatsächli-

chen Verhältnissen der Ausgestaltung des Praktikantenverhältnisses ergibt. 

 

Unter den Versicherungsschutz des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO fallen neben den 

Beschäftigten in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis auch alle Beschäftigten, 

die in einem Lehr- oder Ausbildungsverhältnis stehen, also Lehrlinge 

- Auszubildende -, Volontäre und Praktikanten - das sind Personen, die sich in 

einem Betrieb praktische Kenntnisse und Erfahrungen zur Vervollständigung 

ihrer Gesamtausbildung für ihren Hauptberuf durch praktische Arbeit aneignen 

wollen - (Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, 11. Aufl, S 472m; 

Lauterbach/Watermann, Gesetzliche Unfallversicherung, 3. Aufl, § 539 Anm 8; 

s auch BSG SozR Nr 40 zu § 1259 RVO). Nach § 7 Abs 2 Sozialgesetzbuch 

- Viertes Buch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung - 

(SGB IV) - gilt als Beschäftigung auch der Erwerb beruflicher Kenntnisse, 

Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung. 

 

Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, ist Kennzeichen eines derartigen Aus-

bildungsverhältnisses die persönliche Abhängigkeit des Auszubildenden vom 

Ausbilder, während dieser als Hauptpflicht die Aufgabe der Ausbildung und 
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Betreuung für ein bestimmtes Berufsziel übernimmt. Dem steht die Verpflich-

tung des Auszubildenden (Praktikanten) gegenüber, sich nach Kräften zu be-

mühen, das Ausbildungsziel zu erreichen, sich in die betriebliche Ordnung und 

in die betriebliche Gemeinschaft einzugliedern und die ihm übertragenen Ar-

beiten gewissenhaft auszuführen. Wesentliches Merkmal eines Beschäfti-

gungsverhältnisses ist die persönliche Abhängigkeit des Beschäftigten gegen-

über seinem Arbeitgeber. Sie äußert sich vornehmlich in der Eingliederung des 

Arbeitenden in einen Betrieb und seine betriebliche Ordnung sowie in dem 

damit in aller Regel verbundenen Direktionsrecht des Arbeitgebers bzw hier - 

des Ausbilders, das im wesentlichen Ort, Zeit sowie Art und Weise der Arbeits-

ausführung umfaßt (BSGE 16, 289, 293 ff = SozR Nr 30 zu § 165 RVO; BSG 

SozR 2200 § 539 Nrn 64 und 68; Brackmann aaO S 469i ff mwN). Ebenso 

gehört in der Unfallversicherung die Entgeltlichkeit nicht zum Begriff der Be-

schäftigung iS des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO (BSG SozR 2200 § 539 Nr 68; 

Brackmann aaO S 470a). Auch die Höhe des Entgelts ist grundsätzlich kein 

wesentliches Merkmal für das Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses 

(BSGE 46, 244, 246 = SozR 4100 § 168 Nr 7). Entscheidend ist vielmehr die 

tatsächliche Gestaltung der Verhältnisse (Brackmann aaO S 470 e/f mwN). 

Daher kommt es im wesentlichen auf die Ausgestaltung des Praktikantenver-

hältnisses im Rahmen der entsprechenden Ausbildungsordnung an. 

Bedeutsam ist dabei auch, inwieweit das Praktikum sowohl formal als auch 

inhaltlich Bestandteil des Schulunterrichts ist und der Praktikant während der 

praktischen Tätigkeit weiterhin dem organisatorischen Verantwortungsbereich 

der Schule unterliegt (s BSG SozR 2200 § 539 Nr 120 mwN), oder inwieweit er 

in erster Linie dem Direktionsrecht der Ausbildungsstelle unterliegt. 

 

Nach den vom LSG getroffenen tatsächlichen Feststellungen (§ 163 SGG) ab-

solvierte die Beigeladene bei der Firma N.         G.   vom 1. August 1977 bis 

31. Januar 1978 eine befristete Praktikantentätigkeit auf der Grundlage des 

zwischen ihnen abgeschlossenen Unterweisungsvertrages vom 25. Juli 1977. 

Zu Recht hat das angefochtene Urteil auf der Grundlage dieses Vertrages iVm 

der Ausbildungsordnung (s Bestimmungen über die Errichtung und den Betrieb 

von Fachoberschulen gemäß Erlaß des Niedersächsischen Kultusministers 

vom 25. März 1970 - Anlage I - Nds MBl 1970, 391, 392) und in Übereinstim-

mung mit der tatsächlichen Ausgestaltung des Unterweisungsverhältnisses ein 

Beschäftigungsverhältnis iS des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO bejaht. 

 

Unerheblich ist dabei die von den Vertragspartnern gewählte Bezeichnung des 

Vertrages (Berufsausbildungs- oder - wie hier Unterweisungsvertrag). Maßgeb-

lich ist vielmehr der tatsächliche Inhalt der Vereinbarungen. Danach übernahm 
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der Betrieb die Verpflichtung, die Beigeladene gemäß den gesetzlichen Richtli-

nien zu unterweisen (§ 2 des Vertrages). Zugleich unterwarf sich die Beigela-

dene den allgemeinen Ordnungsgrundsätzen der Firma, die zum Teil in der 

Arbeitsordnung niedergelegt waren. Ferner war die Firma berechtigt, die Aus-

zahlung des "Taschengeldes" in Höhe von monatlich 195,- DM bei Verstößen 

gegen die Ordnung oder sonstigen in der Person der Beigeladenen liegenden 

Gründen ganz oder teilweise zu streichen (§ 3 des Vertrages). Der zu Unter-

weisende erhielt unter Weiterzahlung des Taschengeldes Erholungsurlaub 

(s § 4 Abs 1 des Vertrages). Schulferienzeiten waren nach § 4 Abs 2 des 

Vertrages keine Urlaubszeiten, da sonst das verlangte Einweisungspensum 

nicht erfüllt werden konnte. Außerdem war die Ausbildungsfirma berechtigt, bei 

groben Verstößen oder Desinteresse der Beigeladenen vom Vertrag 

zurückzutreten. Wie das LSG zu Recht ausgeführt hat, sind diese 

Vereinbarungen deutliche Kriterien für die Eingliederung der Beigeladenen in 

die betriebliche Ordnung und für das Vorliegen des Direktionsrechts des 

Ausbildungsbetriebes. 

 

Es ist zwar richtig, daß nach § 4 Abs 3 der Ausbildungsordnung -AO- (Nds MBl 

aaO) die Fachoberschulen die fachpraktische Ausbildung ordnen und die Auf-

sicht über deren Durchführung bei jedem Schüler ausübt; diese Aufsichtspflicht 

der Schule erstreckt sich jedoch nach § 4 Abs 2 Satz 2 AO nur darauf, daß die 

fachpraktische Ausbildung und der fachbezogene Unterricht dem gleichen 

Fachbereich zugeordnet sind und der ausbildungsgemäße Ablauf des Prakti-

kums gesichert ist. Damit ist zum Ausdruck gebracht worden, daß die fachprak-

tische Ausbildung keine schulische Veranstaltung darstellt. Wesentliche 

Einflußmöglichkeiten auf die Durchführung und die Form des Praktikums der 

Beigeladenen hatte die Fachoberschule nicht. Diese Umstände sprechen 

gegen eine Einbeziehung des Praktikums der Beigeladenen in den 

organisatorischen Verantwortungsbereich der Schule (BSG SozR 2200 § 539 

Nr 120). Den tatsächlichen Feststellungen des LSG sind auch keine 

Anhaltspunkte zu entnehmen, daß die Schule - möglicherweise entgegen 

diesen vertraglichen Vereinbarungen - in irgendeiner Art und Weise einen 

Einfluß im geschilderten Sinne auf das Praktikum der Beigeladenen genommen 

hätte. Vielmehr war auch in tatsächlicher Hinsicht die N.         G.   für die 

ordnungsgemäße Abwicklung der Ausbildungsmaßnahme verantwortlich. Allein 

sie hatte die entscheidende Weisungsbefugnis hinsichtlich des Arbeitsbeginns, 

Arbeitsende, Unterbrechungen, Übertragungen von Arbeiten, Einsatzort uä. Sie 

verfügte über die Räume und technischen Einrichtungen und stellte das Lehr- 

und Ausbildungsmaterial zur Verfügung. Schließlich war sie auch für die 

Einhaltung der Unfallverhütungsvorschriften, deren Überwachung der Klägerin 
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(s § 712 ff RVO) oblag, verantwortlich. Eine durch die Fachoberschule, wie die 

Revision, meint "gelenkte Praktikantenausbildung" lag demnach nicht vor. 

 

Zu Recht weist die Revision zwar darauf hin, daß nach § 1 des Unterweisungs-

vertrages die Beigeladene keine Arbeitnehmerin im arbeits- bzw betriebsverfas-

sungsrechtlichen Sinne war und daß der Vertrag nach § 6 keinerlei arbeits-

rechtliche Konsequenzen haben sollte. Diesen vertraglichen Kriterien kommt 

jedoch jedenfalls für die hier streitige Frage schon deshalb keine entscheidende 

Bedeutung zu, weil das Beschäftigungsverhältnis iS des § 539 Abs 1 Nr 1 RVO 

nicht mit dem Arbeitsvertrag im Sinne des Arbeitsrechts gleichgesetzt werden 

darf (Brackmann aaO S 470 b mwN). 

 

Aus alledem folgt, daß nach den im Rahmen der Ausbildungsordnung getroffe-

nen vertraglichen Vereinbarungen und den vom LSG festgestellten tatsächli-

chen Verhältnissen über die Ausgestaltung das Praktikum nicht als schulische 

Veranstaltung durchgeführt wurde, sondern die Beigeladene bei der Ableistung 

ihrer praktischen Tätigkeit der Verfügungsgewalt des Ausbildungsbetriebes 

unterlag und die Schule keinen entscheidenden Einfluß auf die Durchführung 

und die Form des Praktikums nehmen konnte. Die Beigeladene war damit, wie 

das LSG zutreffend ausgeführt hat, dem Betrieb eingegliedert. 

 

Die von der Rechtsprechung im Hinblick auf den sozialversicherungsrechtlichen 

Status der Studenten entwickelten Grundsätze zur Versicherungsfreiheit in der 

Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung bei Ableisten vorgeschriebe-

ner berufspraktischer Tätigkeit (s BSG SozR 2200 § 172 Nr 15) können auf die 

besonderen Verhältnisse der gesetzlichen Unfallversicherung nicht übertragen 

werden. Wie bereits dargelegt, ist eine in diesen Zweigen gesetzlich vorgese-

hene Versicherungsfreiheit dem Unfallversicherungsrecht fremd. Davon abge-

sehen wird in dieser Entscheidung ausdrücklich offen gelassen, ob ein Prakti-

kum als Beschäftigung (iS von § 7 SGB IV) anzusehen ist. Vielmehr hat der 

12. Senat hierin eine Versicherungs- und Beitragspflicht in den genannten 

Zweigen verneint, weil der "Zwischenpraktikant" (vgl BSG aaO) bei seiner be-

rufspraktischen Tätigkeit seinem Erscheinungsbild nach Student blieb und nicht 

als abhängig beschäftigter Arbeitnehmer anzusehen war. 

 

Da somit die Beigeladene aufgrund ihrer Beschäftigung als Praktikantin in 

einem Mitgliedsunternehmen der Klägerin nach § 539 Abs 1 Nr 1 RVO unfall-

versichert war, ist die Klägerin nach § 646 Abs 1 RVO der für die Entschädi-

gung des Arbeitsunfalls vom 1. November 1977 zuständige Unfallversiche-

rungsträger. 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8  

 
- 9 - 

 

Wie das LSG ferner zutreffend aufgeführt hat, liegen hier danach auch die Vor-

aussetzungen für eine Zuständigkeit des Beklagten als Träger der Unfallversi-

cherung nicht vor. Eine Zuständigkeit des Beklagten nach § 657 Abs 1 Nr 5 

RVO iVm § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst b RVO scheidet aus den oben angeführten 

Gründen schon deshalb aus, weil die Beigeladene während Ihrer Tätigkeit als 

Praktikantin nicht dem organisatorischen Verantwortungsbereich der Schule 

(s BSG SozR 2200 § 539 Nr 120) unterlag und sie in ihrer Eigenschaft als 

Praktikantin und nicht als Schülerin verunglückte. Eine Zuständigkeit des Be-

klagten nach § 657 Abs 1 Nr 5 RVO iVm § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst c RVO läßt 

sich ebenfalls nicht begründen. Zwar ist in dieser Vorschrift ein Unfallversiche-

rungsschutz für Lernende während der beruflichen Aus- und Fortbildung in Be-

trieben vorgesehen. Diese Bestimmung hat jedoch nur subsidiäre Bedeutung, 

nämlich für den Fall, daß die Lernenden nicht bereits zu den nach den Nrn 1 bis 

3, 5 bis 8 des § 539 Abs 1 RVO versicherten Personen gehören (s BSG SozR 

2200 § 539 Nr 117). Die Beigeladene war bereits aufgrund ihres Praktikanten-

verhältnisses in einem Mitgliedsbetrieb der Klägerin gegen Arbeitsunfall versi-

chert. Eine Versicherung nach § 539 Abs 1 Nr 14 Buchst c RVO ist in einem 

solchen Fall ausgeschlossen (s BSG aaO; Brackmann aaO S 474 u). 

 

Die Revision der Klägerin war daher zurückzuweisen. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 Abs 1 und Abs 4 SGG. 
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